Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2244 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Heimatvertriebene 
(25. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Rehs, Kuntscher, Mischnick und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 
(5. ÄndG BVFG) 

— Drucksache IV/2093 (neu) — 


A. Bericht des Abgeordneten Rehs 


Nach § 10 Abs. 1 BVFG können Vertriebene die 
ihnen im BVFG eingeräumten Rechte und Vergün- 
stigungen nur dann in Anspruch nehmen, wenn sie 
bis zum 31. Dezember 1952 im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ihren ständigen Aufenthalt genom- 
men haben. Vertriebene, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1952 aus der SBZ in das Bundesgebiet zugezo- 
gen sind, können, wenn nicht eine der in § 10 Abs. 2 
BVFG genannten Ausnahmen vorliegt, nur einen 
Vertriebenen- Ausweis erhalten, der mit dem sog. 
Sperrvermerk nach § 15 Abs. 4 BVFG versehen ist 
und die Inanspruchnahme von Rechten und Vergün- 
stigungen nach dem BVFG ausschließt. Demgegen- 
über können aber Vertriebene, die bis zum 31. De- 
zember 1961 aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder aus dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin zugezogen sind und am 31. De- 
zember 1961 ihren ständigen Aufenthalt in der Bun- 


desrepublik einschließlich Berlin (West) gehabt ha- 
ben, ihre Ansprüche nach dem Lastenausgleichsge- 
setz geltend machen und Eixistenzaufbaudarlehen 
nach Maßgabe der Weisungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes beantragen (16. ÄndG LAG 
vom 23. Mai 1963). 

Mit der beantragten Änderung der Stichtagsrege- 
lung im BVFG soll eine Angleichung an die Stich- 
tagsregelung erfolgen, wie sie das 16. ÄndG LAG 
vom 23. Mai 1963 herbeigeführt hat. Es handelt sich 
im wesentlichen um einen zahlenmäßig eng um- 
grenzten Personenkreis, dem zwar die Anspruchs- 
berechtigung nach dem LAG zugestanden, die durch 
das Bundesvertriebenengesetz begründeten Rechte 
und Vergünstigungen jedoch bisher versagt wurden. 

Zusätzliche Mittel werden nicht beansprucht. 


Bonn, den 6. Mai 1964 


Rehs 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2244 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2093 (neu) — 
unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 6. Mai 1964 

Der Ausschuß für Heimatvertriebene 
Rehs 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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